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Weltwunder
made in Koblenz
Kalzip baute Hülle der
Kugelhalle in Las Vegas
Las Vegas ist schon immer ein
Ort der Superlative gewesen.
Hier gibt es nichts, was es nicht
gibt. Nun hat sich die Wüsten-
stadt aber selbst übertroffen mit
einer einzigartigen architektoni-
schen Sensation: Die Veranstal-
tungshalle „The Sphere“ soll die
höchste Kugelkonstruktion der
Welt sein. Maßgeblich daran be-
teiligt war das Koblenzer Unter-
nehmen Kalzip. redFoto: picture all-
iance/dpa/Las Vegas Review-Journal/AP

Mehr auf Seite 8

Härterer Kurs gegen Hamas-Helfer?
Der Krieg in Nahost wirkt sich auf die Sicherheitslage in Deutschland aus – Im Fokus steht Islamisches Zentrum in Hamburg
M Berlin/Mainz. Seit am Mittwoch
zwei Brandsätze in Richtung einer
Synagoge in Berlin flogen, hat die
Frage nach der Sicherheit für in
Deutschland lebende Juden weiter
an Brisanz gewonnen. Die Molo-
towcocktails wurden rechtzeitig
unschädlich gemacht, es gab keine
Verletzten. Und doch stellt der An-
griff eine weitere Eskalation der
Lage dar. Seit Beginn des blutigen
Massakers der islamistischen Ter-
rororganisation Hamas gegen Is-
rael vor inzwischen 14 Tagen kam
es mehrfach zu pro-palästinensi-
schen Demonstrationen, bei denen
die Hamas immer wieder glorifi-
ziert wurde. Nicht nur in Berlin
häufen sich die Ausschreitungen.

„Die derzeitige Sicherheitslage
muss als äußerst angespannt an-
gesehen werden“, sagte der Grü-
nen-Politiker Konstantin von Notz,
Vorsitzender des Parlamentari-
schen Kontrollgremiums, unserer
Zeitung. „Wir müssen uns sehr ent-
schlossen und mit allen Mitteln des
demokratischen Rechtsstaats dem
Antisemitismus entgegenstellen.“

Zu diesen rechtsstaatlichen Mit-
teln gehören Verbote von Organi-
sationen oder Vereinen, die offen
oder verdeckt islamistischen Terror
unterstützen. Bereits in seiner Re-
gierungserklärung vom 12. Okto-
ber hatte Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) ein Betätigungsverbot
für die Hamas und das palästinen-
sische Netzwerk Samidoun ange-

kündigt, das nach Einschätzung
von Verfassungsschützern zur ra-
dikalen Palästinenserorganisation
PFLP (Volksfront zur Befreiung Pa-
lästinas) gehört und israelfeindlich
ist. Zur Einordnung: Da die Hamas
kein inländischer Verein mit kla-
ren Strukturen ist, kann ein Orga-
nisationsverbot hier nicht greifen.
Ein Betätigungsverbot wiederum,
das rechtlich hohe Hürden hat,
würde alle Aktivitäten der Verei-
nigung, etwa Versammlungen, un-
terbinden.

Im Fokus stehen jedoch auch
weitere Organisationen und Ein-
richtungen wie das Islamische Zen-
trum Hamburg (IZH). Weder das
Bundesinnenministerium noch der
Verfassungsschutz machen Details
zu möglichen weiteren Verboten
oder operativen Schritten öffentlich,
um die betroffenen Akteure nicht
im Vorfeld zu warnen. Fest steht:
Nach dem Angriff auf Israel hatte

das IZH der Hamas gratuliert. Das
Zentrum mit seiner repräsentativen
Blauen Moschee an der Hamburger
Alster steht seit vielen Jahren unter
der Beobachtung des Verfassungs-
schutzes. Das Hamburger Landes-
amt für Verfassungsschutz sieht das
IZH als verlängerten Arm des ira-
nischen Mullah-Regimes und stuft
es als extremistisch ein.

Der rheinland-pfälzische CDU-
Chef Christian Baldauf fordert ein
hartes Vorgehen gegen Hamas-
Sympathisanten und bringt Geset-
zesänderungen mit Blick auf die
doppelte Staatsbürgerschaft ins
Spiel. Dass im Land der Schoah
„wieder Häuser mit einem David-
stern markiert werden, dass Men-
schen auf offener Straße die fürch-
terlichen Gräueltaten gegen Juden
bejubeln, dagegen muss mit äu-
ßerster Härte vorgegangen wer-
den“, sagte Baldauf. „Den Terror
der Hamas zu feiern, ist mit der
deutschen Staatsangehörigkeit
nicht vereinbar.“ Wer die Ordnung
hierzulande nicht akzeptiere und
die innere Sicherheit gefährde,
dürfe nicht länger vom „doppelten
Pass“ profitieren, sondern „der
muss unser Land verlassen“.

Mit Blick auf die Bundesregie-
rung forderte Baldauf einen ent-
sprechenden Gesetzesentwurf.

Auch eine Änderung des Grund-
gesetzes komme dabei in Betracht.
Im Grundgesetz heißt es in Artikel
16 unter anderem: „Die deutsche
Staatsangehörigkeit darf nicht ent-
zogen werden. Der Verlust der
Staatsangehörigkeit darf nur auf-
grund eines Gesetzes und gegen
den Willen des Betroffenen nur
dann eintreten, wenn der Betrof-
fene dadurch nicht staatenloswird.“

Das grün geführte Integrations-
ministerium in Mainz fragte in
Richtung von Baldauf, inwiefern es
möglich sein solle, Menschen mit
doppelter Staatsbürgerschaft die
deutsche zu entziehen. Eine Rück-
nahme einer Einbürgerung sei ge-
setzlich klar geregelt. Nach Para-
graf 35 des Staatsangehörigkeits-
gesetzes könne eine rechtswidrige
Einbürgerung nur zurückgenom-
men werden, wenn diese durch
arglistige Täuschung, Drohung
oder Bestechung oder aufgrund
vorsätzlich unrichtiger oder un-
vollständiger Angaben erfolgt sei.
Die Rücknahme unterliege einer
gesetzlichen Verfallfrist und dürfe
nur bis zum Ablauf von zehn Jah-
ren nach Aushändigung der Ein-
bürgerung erfolgen.

Jana Wolf, Christian Schultz

Einen Kommentar zur Rolle des Iran
im Nahost-Konflikt und einen Be-
richt zur aufgepeitschten Stimmung
in muslimischen Ländern lesen Sie
auf Seite 6

Bislang gibt es nur wenige pro-palästinensische Versammlungen in Rheinland-Pfalz

Auch in Rheinland-Pfalz gab es be-
reits pro-palästinensische bezie-
hungsweise anti-israelische Ver-
sammlungen – allerdings deutlich
weniger als in anderen Regionen.
NachMitteilung des Landeskrimi-
nalamts (LKA) wurden bislang fünf
solcher Veranstaltungen der Polizei
bekannt – von denen eine (17. Ok-
tober in Ludwigshafen) verboten

wurde und letztlich nicht stattfand.
Drei gab es demnach in Trier (11., 14.
und 15. Oktober), eineweitere ist für
heute in Koblenz geplant, informiert
das Landesinnenministerium. Das
LKA sprach gegenüber unserer Zei-
tung von „Demonstrationen im
niedrigen einstelligen Bereich“, die
für dasWochenende angemeldet
seien. „Die Polizei steht im engen

Austauschmit den Versammlungs-
behörden und stimmt die erforder-
lichenMaßnahmen ab“, heißt es
weiter ausMainz. „Wenn Voraus-
setzungen für ein Verbot vorliegen,
wird dies durch die zuständige Ver-
sammlungsbehörde entsprechend
umgesetzt“, erklärt eine Sprecherin.
Dazu stehen die Kommunenmit
Polizei und LKA in Kontakt. csa/tim

Das Islamische Zentrum Hamburg
mit der Imam-Ali-Moschee gilt als
Vertretung der iranischen Regierung
in Europa. Foto: Daniel Bockwoldt/dpa

Becker kehrt auf
den Platz zurück
Tennis-Ikone wird Trainer des
Dänen Holger Rune. Seite 31

Die gute Nachricht

Rheinland-Pfälzer
tanken am günstigsten
Tanken ist derzeit in Rheinland-
Pfalz am günstigsten. Am teuersten
ist das Tanken in Hamburg und in
Brandenburg. Das zeigt die aktuelle
ADAC-Auswertung der Kraftstoff-
preise in den 16 deutschen Bun-
desländern. Für einen Liter Super
E10 muss man in Rheinland-Pfalz
und auch im Saarland im Schnitt
1,795 Euro hinlegen, heißt es. In der
Hansestadt Hamburg kostet ein Li-
ter Super E10 derzeit 1,859 Euro
und damit 6,4 Cent mehr. Auch
beim Diesel hat Rheinland-Pfalz die
Nase vorn: Der durchschnittliche
Dieselpreis beträgt 1,809 Euro je
Liter, gefolgt vom Saarland mit
1,813 Euro. Schlusslicht – und 6
Cent teurer als Rheinland-Pfalz – ist
demnach Brandenburg mit 1,869
Euro je Liter Diesel. Preisbewusste
Autofahrer sollten nach Empfeh-
lung des ADAC alle Möglichkeiten
nutzen, um günstig zu tanken. Dies
stärke den Wettbewerb auf dem
Kraftstoffmarkt und sei letztlich
zum Vorteil der Verbraucher. Dazu
gehöre auch, Tankstellen zu güns-
tigen Tankzeitpunkten zu nutzen.
In der Regel ist das beste Zeitfenster
des Tages dafür zwischen 18 Uhr
und 22Uhr. red

Foto: Bodo Schackow/dpa

Hermeskeil schlägt wegen Flüchtlingen Alarm
Die Aufnahmeeinrichtung in dem Hunsrückort ist mit 1600 Menschen überbelegt – So ist die Lage am Hahn

M Rheinland-Pfalz. Angesichts der
gestiegenen Zahl der nach Rhein-
land-Pfalz kommenden Flüchtlinge
geraten die Aufnahmekapazitäten
des Landes an ihre Grenzen. Die
Aufnahmeeinrichtungen für Asyl-
begehrende (AfA) sind aktuell zu
95 Prozent belegt, wie das Integra-
tionsministerium in Mainz mitteilte.
Insgesamt stehen momentan 7470
Plätze zur Verfügung.

In der vergangenen Woche ka-
men 634 geflüchtete Personen nach
Rheinland-Pfalz, in der ersten Ok-

toberwoche waren es 517. Im ge-
samten September wurden dem-
nach 1859 sogenannte Zugänge
nach dem elektronischen Verteil-
system „Easy“ gezählt. Die Zahlen
liegen deutlich über denen des
Vorjahreszeitraums.

Der Stadtrat von Hermeskeil
(Landkreis Trier-Saarburg) verab-
schiedete am Mittwochabend ein-
stimmig eine Resolution und fordert
darin ein Ende der Überbelegung
der dortigen AfA. In der Resolution
wird unter anderem die Einhaltung

der vereinbarten Maximalkapazität
von 1000 Menschen in der Einrich-
tung gefordert – und damit auch ei-
ne „sozialverträgliche Unterbrin-
gung der Asylbegehrenden“. Die
Bewohnerschaft der AfA habe sich
verändert, heißt es.

Auch in Kusel in der Pfalz regt
sich erneut Widerstand gegen die
dortige Einrichtung. Laut „Rhein-
pfalz“ zogen am Mittwochabend
mehrere Hundert Menschen pro-
testierend durch die Innenstadt. Die
Initiatoren, die sich von rechten

Strömungen abgrenzen, kündigten
an, ihre Argumente in die Landes-
hauptstadt tragen zu wollen.

Eine Außenstelle der Afa Kusel
ist seit mehreren Monaten am Flug-
hafen Hahn im Hunsrück in Be-
trieb. Dort sind aktuell 369 Perso-
nen untergebracht, teilt das Main-
zer Integrationsministerium auf
Anfrage unserer Zeitung mit – bei
einer Belegungskapazität von der-
zeit 450 Personen. dpa/tim

Mehr auf Seite 4

Geburtshilfe
in Hachenburg
soll schließen
DRK-Sanierungspläne
schlagen hohe Wellen

M Rheinland-Pfalz. In mehreren
Mitarbeiterversammlungen hat die
insolvente DRK-Krankenhausge-
sellschaft Rheinland-Pfalz die Sa-
nierungspläne für ihre Kliniken in
Altenkirchen, Hachenburg, Kir-
chen, Neuwied und Alzey vorge-
stellt. Demnach soll die Geburts-
hilfe in Hachenburg schließen und
nach Kirchen verlagert werden.
Das Krankenhaus in Altenkirchen
soll zu einem regionalen Gesund-
heitszentrum werden.

Die Pläne stießen nicht nur un-
ter den Mitarbeitern und in der lo-
kalen Politik auf heftige Kritik. Ge-
sundheitsminister Clemens Hoch
(SPD) mahnte gegenüber unserer
Zeitung, „dass die stationäre me-
dizinische Versorgung in der Re-
gion, und dazu gehört auch die Ge-
burtshilfe, in Zukunft weiterhin ge-
sichert sein muss“. Hoch hätte sich
zudem gewünscht, dass die Leitli-
nien der anstehenden Kranken-
hausreform bei den Sanierungs-
plänen mehr Berücksichtigung ge-
funden hätten. Hoch sagte: „Das
Ministerium wird deshalb in den
kommenden Wochen im Hinblick
auf die Krankenhausreform des
Bundes die eine oder andere aktu-
elle Trägerentscheidung auch hin-
terfragen.“ Christian Kunst

Mehr zu den Sanierungsplänen des
DRK lesen Sie auf Seite 3
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